
sich der Angeklagte mit dem Tod des Opfers bewußt 
abgefunden hat (§ 6 Abs. 2 StGB). Er hatte zweifellos 
vor allem körperliche Mißhandlung und damit die Er­
niedrigung des Opfers zum Ziel. Befriedigung der Nei­
gung zu aggressiver Gewaltausübung und die Erniedri­
gung eines anderen sowie Prestigegewinn vor anderen 
und Selbstbestätigung sind hier wesentliche Momente 
der Nutzenerwartung.
Wichtig ist dabei immer die Frage: Woraus resultieren 
diese Nutzenvorstellungen? Das ist zugleich die Frage 
nach den Motiven, z. B. Streben nach Gewaltanwen­
dung, aggressive Neigungen, Zorn auf den Geschädig­
ten, Prestigestreben.
Die nächste wichtige Frage ist: Worauf sind diese in 
der Handlungssituation wirksam gewordenen Motive 
zurückzuführen? Ihnen liegen einerseits verfestigte ne­
gative Einstellungen zugrunde, die sich in der Art und 
Weise der Tatbegehung ausdrücken (kein Provozieren 
durch den Geschädigten, unvermittelte wuchtige Schlag­
führung ins Gesicht). Diese Umstände geben Aufschluß 
über den Grad der Schuld des Angeklagten. Anderer­
seits kommen tatsituative Besonderheiten hinzu, z. B. 
die Alkoholbeeinflussung des Täters oder die Zuge­
hörigkeit zu einer Gruppe. (In komplizierten Fällen 
wäre außerdem eine differenzierte Diskussion der Nut­
zenerwartungen der verworfenen Handlungsmöglich­
keiten notwendig.)
Daß über die körperliche Mißhandlung hinaus der Tod 
des Geschädigten in die Nutzenerwartung einbezogen 
wurde, geht weder aus dem objektiven Tatablauf noch 
aus den Ursachen der Nutzenerwartung (der Motivation 
im engeren Sinne) hervor. Deshalb liegt eine bedingt 
vorsätzliche Tötung nicht vor.
Diese Feststellungen sind zunächst für die Beurteilung 
der Handlung als vorsätzliche Körperverletzung i. S. des 
§ 115 Abs. 1 StGB zu berücksichtigen. Zugleich ergibt 
sich daraus, daß der Angeklagte mit dieser Handlung 
bewußt Pflichten zu gesellschaftsgemäßem Verhalten 
verletzt, die eingetretehen Folgen aber nicht fahrlässig 
i. S. des § 8 Abs. 2 StGB herbeigeführt hat.
Drittens ist die R e a l i s i e r u n g s e i n s c h ä t z u n g  
durch den Angeklagten zu beurteilen, die in diesen! Fall 
von zentraler Bedeutung ist. Soweit es um die Ein­
schätzung der Wahrscheinlichkeit der Nutzenverwirk­
lichung (Zielerreichung) geht, beweist die Tatausfüh­
rung, daß die Erreichung der angestrebten Resultate 
(Mißhandlung und Erniedrigung des Opfers) als sicher 
angesehen werden konnte und wurde.
Bei der vierten Frage geht es um die subjektiven Be­
ziehungen des Angeklagten zu dem von ihm verursach­
ten Tod des Opfers, um die Einschätzung der E i n ­
t r i t t s w a h r s c h e i n l i c h k e i t  negativer (uner­
wünschter) Folgen.
Negative Konsequenzen sind nur die aus der Sicht des 
Täters unerwünschten Folgen, die also nicht Bestandteil 
der Nutzenerwartung sind, zu denen er sich also nicht 
direkt entschieden hat und die Nachteile für ihn mit 
sich bringen können. Das betrifft z. B. die Möglichkeit 
der Entdeckung und Bestrafung oder die Möglichkeit, 
daß Schädigungen des Opfers eintreten, die bedauert 
werden oder deren Bestrafung gefürchtet wird. Die 
letztere Variante trifft im konkreten Fall zu. Als sub­
jektiv unerwünschte und zugleich objektiv strafrecht­
lich bedeutsame Folge ist der Tod des Opfers in kau­
salem Zusammenhang mit der vorsätzlichen Körperver­
letzung eingetreten.
Hierauf bezogen müssen nun Fragen zur F o l g e n ­
v o r a u s s i c h t  gestellt werden: Wurde diese Folge 
vorausgesehen? War sie in die Entscheidungsfindung 
einbezogen? Wurde leichtfertig der Nichteintritt der 
Folgen erwartet?

Aus der Konstellation des Falles geht hervor, daß zwar 
Erniedrigung, körperlicher Schmerz, zeitweilige Ver­
letzungen als Folgen gesehen, ja sogar in die Nutzen­
erwartung einbezogen wurden, daß aber der Tod des 
Opfers infolge des Aufschlagens auf das Straßenpflaster 
nicht gesehen wurde. Der Angeklagte hat keine Über­
legungen über die Wahrscheinlichkeit des Eintritts oder 
Nichteintritts dieser Folgen angestellt. Bewußte Leicht­
fertigkeit nach § 7 StGB wäre demgemäß auszuschlie­
ßen.
Weiter ist zu fragen, ob die Folgen voraussehbar waren 
und ob sie bei verantwortungsvoller Prüfung hätten 
vorausgesehen und vermieden werden können. Objektiv 
ist die Wahrscheinlichkeit des Eintritts des Todes bei 
einem Faustschlag zwar gering, jedoch keinesfalls aus­
zuschließen. Es liegen keine Besonderheiten beim Tä­
ter oder in der Tatsituation vor, die verhindern, daß 
die zwar geringe, jedoch jedermann einsichtige Wahr­
scheinlichkeit des Folgeneintritts auch vom Täter erkannt 
und im Verhalten berücksichtigt werden konnte. Mit 
anderen Worten: Dem Täter lagen Informationen über 
die Art der Folgen und über die Möglichkeit des Ein­
tritts vor. Die Schwere der Folgen mußte selbst bei ge­
ringer Realisierungswahrscheinlichkeit die Tatentschei­
dung beeinflussen. Die verantwortungslose Verarbei­
tung dieser Informationen begründet die Schuld. Nach 
differenziertem Nachweis kann deshalb Schuld nach § 8 
Abs. 1 StGB zugrunde gelegt werden.
Die genannten Fragestellungen weisen nicht nur den 
Weg zur Bestimmung der Schuldform, sondern sie tra­
gen auch zur Bestimmung des Schuldumfangs bei. Das 
ergibt sich u. a. aus folgenden Fakten: plötzliches Ent­
stehen der beschriebenen Nutzenerwartungen ohne Pro­
vozieren durch den Geschädigten, sofortige und brutale 
Verwirklichung der Nutzenvorstellungen unter Verzicht 
auf verantwortungsbewußte Folgenanalyse. Diese Um­
stände sind durch die Vielfalt von Merkmalen des Tat­
ablaufs zu belegen und mit den Persönlichkeitseigen­
schaften des Angeklagten in Verbindung zu bringen.

Anwendung der Entscheidungsanalyse am Beispiel 
eines Rücktritts vom Versuch
Ausgangspunkt sei folgender vom Obersten Gericht ent­
schiedener Fall/7/:
Der Angeklagte folgte mit seinem Fahrrad der Zeugin
R. in der Absicht, mit ihr — notfalls auch unter Gewalt­
anwendung — geschlechtlich zu verkehren. Nachdem er 
sie eingeholt hatte, gab er ihr einen Stoß, so daß sie 
mit ihrem Fahrrad die Böschung hinunterfuhr und hin­
fiel. Der Angeklagte warf sich sodann auf die am Boden 
liegende Zeugin, die sich wehrte und um Hilfe rief. 
Daraufhin hielt ihr der Angeklagte den Mund zu und 
schlug ihr mit der Handkante zweimal ins Gesicht und 
einmal hinters Ohr. Anschließend versuchte er, der 
Zeugin an das Geschlechtsteil zu fassen. Das gelang ihm 
jedoch nicht. Als die Zeugin nunmehr bat, sie in Ruhe 
zu lassen, weil sie im fünften Monat schwanger sei, 
ließ der Angeklagte von ihr ab. Er entschuldigte sich 
bei ihr und flüchtete.
Die Zeugin trug durch die Mißhandlungen Verletzun­
gen im Gesicht davon. Sie war vier Wochen arbeits­
unfähig.
Das Kreisgericht verurteilte den Angeklagten auf Grund 
dieses Sachverhalts wegen versuchter Vergewaltigung in 
Tateinheit mit vorsätzlicher Körperverletzung. Das 
Oberste Gericht kassierte dieses Urteil wegen Nicht­
anwendung des § 21 Abs. 5 StGB.
An diesem Beispiel kann gut verdeutlicht werden, daß 
der Rücktritt vom Versuch gemäß § 21 Abs. 5 StGB eine 
Entscheidung des Täters ist, die oft kompliziert zu be-
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